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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Angesichts der Senkung des politischen Mündigkeitsalters auf 18 Jahre erachtet es das
Parlament für sinnvoll, auch das zivilrechtliche Mündigkeitsalter von 20 auf 18 Jahre
herabzusetzen. Der Ständerat überwies ohne Gegenstimme eine vom Nationalrat im
Vorjahr verabschiedete entsprechende Motion. Bereits im Juni gab der Bundesrat
einen Vorentwurf in die Vernehmlassung. Darin wies er auch auf gewisse Gefahren
dieser Neuerung hin. So werden für die 18 und 19jährigen namentlich der Schutz vor
Kreditgeschäften sowie arbeitsrechtliche Sonderbestimmungen für Arbeitnehmer, die
nicht Lehrlinge sind, dahinfallen. 1

MOTION
DATUM: 21.03.1991
HANS HIRTER

Im Zusammenhang mit der Revision des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und
Konkurs (SchKG)) beantragte der Bundesrat, die Motion Rutschmann (svp, ZH), welche
die SchKG-Revision angestossen hatte, abzuschreiben. Die beiden Parlamentskammern
folgten dem Antrag des Bundesrates und schrieben die Motion in der Sommer- bzw.
Herbstsession 2015 ab. 2

MOTION
DATUM: 25.09.2015
ELIA HEER

In einer Motion forderte Peter Schilliger (fdp, LU), dass das Verursacherprinzip bei den
Inkassokosten ausdrücklich im OR verankert wird. Die Inkassokosten sollen
vollumfänglich von jener Partei getragen werden, die diese Kosten verursacht; damit
sind nach Auffassung des Motionärs neben den Verzugszinsen als Entschädigung für
den entgangenen Kapitalzins auch die Kosten für die Realisierung der Forderung, also
die Aufwendungen des Inkassounternehmens, gemeint. Es könne nicht sein, dass die
Wirtschaft die Inkassokosten selber trage und durch die Preise auf die Konsumenten
überwälze. Der Bundesrat beantragte die Motion zur Ablehnung, weil damit ein
Automatismus eingebaut werde, der nicht berücksichtige, dass den Schuldner in
manchen Fällen kein Verschulden am Verzug treffe. Ausserdem arbeite der Bundesrat
in Erfüllung eines Postulats Comte (fdp, NE) zur Zeit an einer Untersuchung der
Praktiken von Inkassounternehmen, deren Ergebnissen nicht vorgegriffen werden solle.
Nichtsdestotrotz nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2016 mit 104 zu
78 Stimmen bei drei Enthaltungen an. 3

MOTION
DATUM: 27.09.2016
KARIN FRICK

Als die Motion Schilliger (fdp, LU), die das Verursacherprinzip bei den Inkassokosten im
OR ausdrücklich festschreiben wollte, in der Sommersession 2017 dem Ständerat als
Zweitrat zur Beratung vorlag, war der Bericht über die Rahmenbedingungen für die
Praktiken von Inkassounternehmen in Erfüllung eines Postulats Comte (fdp, NE) bereits
fertig gestellt worden. Die RK-SR zog diesen in ihren Vorberatungen zur vorliegenden
Motion als Auslegeordnung für das geltende Recht im Bereich der Verzugsschäden
heran. Es sei kein Bedarf für eine Gesetzesänderung auf Kosten der Vertragsfreiheit
ersichtlich, schon gar nicht mittels der vorgeschlagenen starren Regel, die dem
Einzelfall nicht gerecht werden könne, argumentierte die Kommission und beantragte
die Ablehnung der Motion. Der Rat lehnte zunächst einen Rückweisungs- und
Umformulierungsantrag Noser (fdp, ZH) deutlich ab, der mit dem Gedanken gestellt
worden war, die Kommission möge das Anliegen in Postulatsform noch einmal
einreichen. Einen solchen Prüfungsauftrag erachtete die Ratsmehrheit als nicht
zielführend, zumal das geltende Recht zu diesem Thema gerade im oben erwähnten
Bericht eingehend untersucht worden sei. Stillschweigend lehnte der Ständerat dann
auch die Motion ab. 4

MOTION
DATUM: 29.05.2017
KARIN FRICK
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Betreibungsämter sollen vor der Ausstellung eines Betreibungsregisterauszugs
zwingend eine Wohnsitzüberprüfung vornehmen müssen. Mit einer entsprechenden
Motion wollte Nationalrat Martin Candinas (cvp, GR) den Missbrauch von
Betreibungsregisterauszügen stoppen, den er mit der geltenden Rechtslage gegeben
sieht. Aktuell dürfen Betreibungsämter bei natürlichen Personen nämlich keine
Wohnsitzprüfung vornehmen; das heisst, sie können nicht feststellen, ob die Person im
betreffenden Betreibungskreis niedergelassen ist oder einmal war. Wenn eine Person
also in einem beliebigen Betreibungskreis eine Betreibungsauskunft nachfragt, erhält
sie relativ einfach einen leeren Betreibungsregisterauszug und kann damit Gläubiger
täuschen. Der Bundesrat anerkannte in seiner Stellungnahme das Problem, sah aber
keine einfache Lösungsmöglichkeit. Mit dem Vorschlag des Motionärs würde die Gefahr
einer irreführenden Auskunft nicht beseitigt, da natürliche Personen normalerweise an
ihrem zivilrechtlichen Wohnsitz, für dessen Bestimmung die Absicht dauernden
Verbleibens und nicht die Hinterlegung der Schriften massgeblich ist, betrieben werden
müssen. Wenn eine Person ihren Umzug den Behörden nicht meldet, kann sich der
zivilrechtliche Wohnsitz vom Ort, an dem die Person bei der Einwohnerkontrolle
angemeldet ist, unterscheiden. Eine saubere Lösung könne daher nur mit der
Einführung eines schweizweiten Betreibungsregisterauszugs erzielt werden, wozu die
Verwaltung zurzeit in Erfüllung eines Postulats Candinas (Po. 12.3957) einen Bericht
erstelle. Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat die Motion in der
Herbstsession 2017 mit 110 zu 76 Stimmen bei einer Enthaltung an. Auch wenn mit dem
Vorstoss das Problem des „Schuldnertourismus“ nicht vollständig behoben werden
könne, sei es wichtig, den Druck aufrechtzuerhalten und zu verhindern, dass der
erwähnte Bericht zum Papiertiger verkomme, so die offenbar überzeugende
Argumentation des Motionärs im Rat. 5

MOTION
DATUM: 26.09.2017
KARIN FRICK

Stillschweigend nahm der Ständerat im Herbst 2018 eine Motion Hêche (sp, JU) an, die
Personen ohne konkrete Aussicht auf eine Schuldentilgung eine schnelle
wirtschaftliche Wiedereingliederung ermöglichen sollte. Viele überschuldete Personen
ohne Aussicht auf eine Entschuldung würden heute das ganze Leben lang bis auf das
betreibungsrechtliche Existenzminimum gepfändet, wie es der Bericht des Bundesrates
«Sanierungsverfahren für Privatpersonen» aufzeige. Solche Personen würden vom
wirtschaftlichen Leben ausgeschlossen und hätten keine Aussicht auf ein
schuldenfreies Leben mehr. Damit sei Überschuldung sowohl ein Armutsfaktor als auch
ein Kostenfaktor für die öffentliche Hand. Die Schweiz brauche ein
Sanierungsverfahren, um überschuldeten Privatpersonen eine Chance auf eine
schuldenfreie Zukunft zu bieten. Der Bericht des Bundesrates zeige weiter, dass es
solche Verfahren bereits in vielen OECD-Ländern gebe, wo sie die Zahlungsmoral nicht
beeinträchtigten, sondern die wirtschaftliche Tätigkeit förderten, so die Begründung
des Motionärs. Auch der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt, hatte er
in seinem Bericht doch ebenfalls gesetzgeberischen Handlungsbedarf erkannt. 6

MOTION
DATUM: 11.09.2018
KARIN FRICK

Diskussionslos nahm der Nationalrat in der Herbstsession 2018 eine Motion Flach (glp,
AG) für ein Sanierungsverfahren für Privatpersonen an. Der Bundesrat soll dazu
verschiedene Varianten prüfen und anschliessend einen Gesetzesentwurf vorlegen. In
seinem Bericht vom März 2018 in Erfüllung eines Postulats Hêche (sp, JU) war der
Bundesrat zum Schluss gekommen, dass diesbezüglich Handlungsbedarf bestehe. Ein
Entschuldungsverfahren für Privatpersonen könne den Schuldnern eine Perspektive
eröffnen und Fehlanreize beseitigen, wovon auch die Gläubiger und die Gesellschaft als
Ganzes profitierten, zitierte der Motionär den Bericht in der Begründung seines
Vorstosses. Der Bundesrat hatte sich bereits im Bericht dazu bereit erklärt, auf
Aufforderung des Parlaments hier tätig zu werden, weshalb er auch die Motion zur
Annahme beantragt hatte. 7

MOTION
DATUM: 28.09.2018
KARIN FRICK
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Die im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Dettling (fdp, SZ) für eine
Besserstellung der geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH im
Schuldbetreibungs- und Konkursrecht fand auch im Ständerat Zustimmung. 8

MOTION
DATUM: 06.06.2000
HANS HIRTER

Im Jahre 2009 hatte der Nationalrat einer Motion Bischof (cvp, SO) zugestimmt, welche
in Anlehnung an das in den Vereinigten Staaten vorhandene Chapter 11 die Schaffung
eines Sanierungsrechts im SchKG zeitlich vorziehen wollte. In der Sommersession
lehnte der Ständerat diesen Vorstoss ab. Begründet wurde dieser negative Entscheid
mit dem Umstand, dass der Bundesrat eine entsprechende Revision in der Zwischenzeit
in die Wege geleitet hatte. 9

MOTION
DATUM: 13.05.2011
LAURENT BERNHARD

Nachdem im Vorjahr der Nationalrat eine Motion Rutschmann (svp, ZH) guthiess,
stimmte ihr 2011 auch der Ständerat zu. Somit wurde der Bundesrat beauftragt, eine
Änderung von Artikel 27 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG) zu unterbreiten, die den freien Zugang zum Markt gesamtschweizerisch für
gewerbsmässige Gläubigervertretungen gewährleistete. Im Speziellen beabsichtigte die
Motion, elektronische Eingaben im SchKG-Verfahren auf gesamtschweizerischer Ebene
zu ermöglichen. 10

MOTION
DATUM: 30.05.2011
LAURENT BERNHARD

Der Nationalrat überwies oppositionslos eine Motion Hess (fdp, OW), welche
Missbräuche des Konkursverfahrens verhindern wollte. Mit einer Anpassung des
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes sollte der Bundesrat sicherstellen, dass
Personen den Konkurs einer Gesellschaft nicht mehr dazu verwenden konnten, um sich
ihrer Verpflichtungen (z.B. Lohnzahlungen oder Schulden) zu entledigen. 11

MOTION
DATUM: 28.02.2012
LAURENT BERNHARD

Jacques Bourgeois (plr, FR) a pointé du doigt l’utilisation abusive de la procédure de
faillite comme «business-modèle» lucratif. Pour être précis, le parlementaire
fribourgeois explique que de plus en plus de personnes morales déploient
stratégiquement un modèle entrepreneurial qui vise sciemment la mise en faillite
comme finalité afin de ne pas rembourser des créanciers, et d’éviter de payer des
assurances sociales et des impôts. Une telle tactique entrepreneuriale engendre de la
concurrence déloyale et prétérite l’économie helvétique. Ainsi, en écho à la motion
11.3925, adoptée en février 2012, il propose le refus de réinscription au registre du
commerce pour une durée limitée en cas de condamnation en responsabilité civile
personnelle. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Il a souligné que des travaux, dans le
cadre de la consultation sur la motion 11.3925, étaient déjà en cours. Lors du vote, la
chambre du peuple a adopté la motion par 183 voix contre 0 et 5 abstentions. 12

MOTION
DATUM: 20.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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